Informationen zur Wirtschafts- und Strukturpolitik


DGB-Positionspapier
zum Themen- und Fachdialog "Umwelt" im Bündnis für Arbeit:

Arbeit und Umwelt


28.4.1999
Ein Beitrag zur ökologischen Modernisierung und zur Schaffung zukunftsfähiger Arbeitsplätze




Inhaltsverzeichnis

A.
Vorwort

B.
Ausgangslage und Strategie
C.
Umweltschutz - Kostenfaktor oder Jobmaschine
D.
Trendumkehr für ökologische Modernisierung

E.
Erforderliche Rahmenbedingungen für Arbeit und Umwelt

F.
Vorschläge umweltpolitischer Maßnahmen, die zu mehr Investitionen und Beschäftigung führen:

1.
Gewässerschutz

2.
Luftreinhaltung

3.
Abfall/Kreislaufwirtschaft

4.
Klimaschutz und Energieeinsatz

5.
Export von Umwelttechnologien

6.
Förderung des Bodenschutzes und Naturschutzes

7.
Abbau von Vollzugsdefiziten

8.
Umweltbildung und Umweltforschung

9.
Ökologische Finanzdienstleistungen

10.
Förderung nachhaltiger Verbrauchsstrukturen und umweltverträglicher Produkte

A.
Vorwort
Der Abbau der Arbeitslosigkeit ist das oberste Ziel der neuen Bundes​regierung. Mit dem Bündnis für Arbeit will sie alle gesellschaftlichen Kräfte zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit mobilisieren. Hier wird es bei den bekannten prioritären Themen darauf ankommen, dass in Kürze Verabredungen und Ergebnisse vorgelegt werden, die dem Abbau der Arbeitslosigkeit dienen.

Die Bundesregierung setzt in ihrem Regierungsprogramm gleichzeitig auch einen Schwerpunkt in der ökologischen Modernisierung. "Die ökologische Modernisierung ist die große Chance, um die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und mehr Arbeit zu schaffen." Die Bundesregierung will eine nationale Nachhaltigkeitsstrategie mit kon​kreten Zielen erarbeiten und die ökologische Modernisierung zu einem Schwerpunkt einer neuen Technologie- und Industriepolitik machen (Quelle: Koalitionsvereinbarung SPD/Bündnis 90/Die Grünen).

Der DGB unterstützt diese Ziele. Er sieht dabei, dass es sich einer​seits um langfristige Ziele und andererseits um kurzfristig umsetzbare Ziele im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung handelt. Die Verbin​dung von Arbeit und Umwelt ist ein wichtiges Ziel der ökologischen Modernisierung, mit dem ein wichtiger Beitrag zur Entlastung der Umwelt und zur Schaffung zukunftsfähiger Arbeitsplätze geleistet werden kann. Deshalb regt der DGB an, die kurzfristig umsetzbaren Ziele der ökologischen Modernisierung mittelfristig für das Bündnis für Arbeit, zum Abbau der Arbeitslosigkeit, nutzbar zu machen.



Dabei bleibt Umweltschutz eine eigenständige politische Aufgabe. Es geht nicht darum, Umweltschutz beschäftigungspolitisch zu funktiona​lisieren. Wir würden die Arbeitslosigkeit bekämpfen, auch wenn es keine Umweltzerstörung gäbe. Wir würden die Umweltzerstörung be​kämpfen, auch wenn es keine Arbeitslosigkeit gäbe. Wenn sich aber durch Schwerpunktinvestitionen im Umweltschutzbereich beide Ziele mit einer gemeinsamen Strategie erreichen lassen, ist es nach unse​rer Auffassung das Gebot der politischen Vernunft, auch diesen Weg zu gehen.

Der Koalitionsvertrag der Bundesregierung bietet hierfür eine gute Grundlage, wenn er entsprechend ausgefüllt wird. Vor diesem Hinter​grund unterbreitet der DGB der Bundesregierung Vorschläge, die ge​eignet sind, die Umwelt zu entlasten, gleichzeitig Arbeitsplätze zu si​chern und neue zukunftsfähige Arbeitsplätze zu schaffen. Der DGB erhebt dabei mit seinen Vorschlägen keinen Anspruch auf Vollstän​digkeit, sondern er möchte bei der Bundesregierung damit anregen, die kurzfristig möglichen Chancen aus der Verbindung von Arbeit und Umwelt zum Abbau der Arbeitslosigkeit zu nutzen.

B.
Ausgangslage und Strategie
Unser Land ist mit zwei großen Herausforderungen konfrontiert. Zum einen die fortschreitende Zerstörung der natürlichen Lebensgrundla​gen und zum anderen die dramatisch hohe Massenarbeitslosigkeit. Ein Beitrag zur Lösung dieser beiden Probleme ergibt sich nicht au​tomatisch durch einen Regierungswechsel, sondern erfordert auch einen Politikwechsel. Die Verbindung von Arbeit und Umwelt kann hier durchaus einen wichtigen Beitrag zur Entlastung der Umwelt und zur Schaffung zukunftsfähiger Arbeitsplätze leisten. Dabei sehen wir Zukunftsfähigkeit dann gegeben, wenn soziale Gerechtigkeit, ökologi​sche Verträglichkeit und eine leistungsfähige Wirtschaft miteinander verbunden werden.

Eine zukunftsfähige Entwicklung verlangt gezieltes Wachsen und Schrumpfen, die Verlagerung auf ökologische und sozialverträgliche Produktion, Produkte und Dienstleistungen, neue Formen des Arbei​tens und Zusammenlebens, ein neues Verständnis von Wohlstand und Fortschritt. Die sozial-ökologische Modernisierung ist eine große Gemeinschaftsanstrengung. Sie bedarf aber auch der Solidarität und der gerechten Verteilung von Chancen und Lasten.

Der DGB erwartet, dass im Rahmen einer sozial-ökologischen Re​formstrategie der Sozialstaat Arbeit und Beschäftigung in den Mittel​punkt stellt und darauf seine Finanz-, Wirtschafts- und Steuerpolitik ausrichtet. Im Zentrum muss dabei stehen, den Faktor Arbeit zu ent​lasten und den Energie- und Rohstoffverbrauch zu verteuern. Der Strategiewechsel heißt, wir brauchen nicht nur eine Steigerung der Arbeitsproduktivität sondern auch eine Steigerung der Energie- und Ressourcenproduktivität. Dabei sollen sowohl beschäftigungsfördern​de Maßnahmen wie auch umweltfreundliches Verhalten belohnt wer​den. Wer die Standortdebatte ausschließlich unter Deregulierungsge​sichtspunkten und um Arbeitskosten zu senken, führt, vergibt Poten​tiale bei der Erschließung neuer Märkte.

Die Stärkung der Eigenverantwortung der Unternehmen im Umwelt​schutz wird auch zukünftig Erfolge nur in Bereichen erzielen können, in denen sich der Umweltschutz tatsächlich auch rechnet. Beispiele hierfür sind Energieeinsparung, Ressourcenschonung, Wassereinspa​rung und Abfallvermeidung. In den Bereichen, in denen Umweltschutz Kosten verursacht, sind die Unternehmen überfordert, ein Eigeninter​esse an mehr Umweltschutz zu entwickeln. Deshalb muss der Staat die notwendigen umweltpolitischen Rahmenbedingungen setzen, de​ren Umsetzung garantieren und deren Einhaltung überwachen.

Deshalb brauchen wir eine aktive staatliche Umweltpolitik, die für alle Unternehmen gleiche ökologische Wettbewerbsbedingungen sichert. Dabei müssen die erforderlichen Instrumente und Rahmenbedingun​gen für mehr Umweltschutz und Beschäftigung so gestaltet und ein​gesetzt werden, dass zukunftsfähige Produktion und Produkte auch ökonomisch belohnt und nicht bestraft werden. Freiwillige Selbstver​pflichtungen und Umweltmanagementsysteme sind ergänzend zum Ordnungsrecht sinnvoll, wenn sie Umweltleistungen erbringen, die über die Anforderungen des Umweltrechts hinausgehen und dies nachgewiesen wird.

Das nationale Umweltrecht ist stärker am Vorsorgeprinzip zu orientie​ren und auf den aktuellen Stand der Technik hin zu überprüfen. Zum Beispiel im Bereich der Luftreinhaltung, der Abfallvermeidung und ‑entsorgung, beim Gewässerschutz und bei der energetischen Sanie​rung des Altbauwohnungsbestandes. Bei der Harmonisierung von Umweltvorschriften der Europäischen Union sollte der Stand der Technik die Grundlage bilden, um ökologische Wettbewerbsverzer​rungen zum Nachteil deutscher Unternehmen in Europa zu vermei​den. Zusätzliche Anreize können den Unternehmen durch weitere marktwirtschaftliche Instrumente der Umweltpolitik und durch den Ausbau des Umwelthaftungsrechtes gegeben werden. Einzubeziehen sind aber auch die steuerliche Förderung und steuerliche Erleichte​rung, Investitionszulagen und Förderprogramme, insbesondere für Umweltsanierung und nachträgliche Umweltverbesserungen.

Zukunftsfähigkeit von Wirtschaft und Gesellschaft bedeutet aber auch, dass Betroffene zu Beteiligten werden müssen. Dies setzt eine Stärkung der Rechte der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften bei der Gestaltung der Umweltrechtssetzung bis hin zum Umweltschutz im Betrieb voraus. Informationsrechte, Qualifizierung und Beteili​gungsrechte der Arbeitnehmer sind daher auszubauen. Für die Ge​werkschaften heißt in vielen Fällen, dass Umweltschutz gleichzeitig auch den Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer im Betrieb, aber auch den immissionsschutzrechtlichen Nachbarschaftsschutz sicher​stellen muss. Zu stärken und verbindlicher zu gestalten ist auch die umweltorientierte Unternehmensführung bis hin zur Einbeziehung des Innovationspotentials der Beschäftigten im Umweltschutz.

C.
Umweltschutz - Kostenfaktor oder Jobmaschine
Ist Umweltschutz bei rd. 4 Millionen Arbeitslosen ein unnötiger oder gar nicht verantwortbarer Luxus? Dieser Eindruck entsteht oft, wenn mit dem Standortargument weitere Umweltschutzmaßnahmen oder gar eine ökologische Steuerreform verteufelt werden. Umweltschutz, so die gängige These der Wirtschaft, treibe die Kosten deutscher Unternehmen hoch, raube ihnen die Wettbewerbsfähigkeit oder treibe sie ins unregulierte Ausland. An Belegen fehlt es jedoch häufig, vor allem denen, die Umweltpolitik als Jobkiller betrachten.

Das Kostenargument:
Die Wirtschaft redet immer nur von den Kosten des Umweltschutzes. Dies ist jedoch nur die eine Seite der Medaille. Die gigantischen Ko​sten der Umweltschäden stellen die immer wieder totgeschwiegene andere Seite der Medaille dar. Nach Angaben des Karlsruher Instituts für System- und Innovationsforschung entsteht allein in den alten Bundesländern ein volkswirtschaftlicher Schaden in Form von Um​welt- und Gesundheitsschäden in Höhe von über 600 Mrd. DM pro Jahr. Dies sind die Kosten des unterlassenen Umweltschutzes, die auf die Gesellschaft abgewälzt werden und im wesentlichen von den Arbeitnehmern und ihren Familien teuer bezahlt werden müssen. Entweder über die Gesundheit oder über den Geldbeutel oder lang​fristig mit dem Verlust der Arbeitsplätze.

Bereits 1994 stellte der damalige Umweltminister Töpfer in der Süd​deutschen Zeitung klar: "Die Umweltpolitik verursacht selbst keine Kosten, sie ordnet sie lediglich verursachergerecht zu, sorgt dadurch für ökologisch ehrlichere Preise und regt so zu einem sparsameren Umgang mit knappen Umweltgütern wie Luft, Wasser oder Rohstoffe an".

Das Umweltbundesamt bewertet 1997 die Umweltschutzkosten eher als von untergeordneter Bedeutung, da sie im produzierenden Ge​werbe jahresdurchschnittlich noch nicht einmal 1% vom Umsatz aus​machen.

Das Wettbewerbsargument:
Vielfach wird von Industrieverbänden und Firmen die Angst um den Arbeitsplatz angesichts hoher Arbeitslosigkeit als Argument gegen notwendige Umweltschutzmaßnahmen mißbraucht. Entweder wird der Umweltschutz zum Wettbewerbshindernis deklariert oder ver​schiedene nationale Industrien befürchten unannehmbare Belastun​gen oder gar den Ruin der Branche.

Heute wissen wir durch vorliegende Untersuchungen: Umweltschutz​auflagen führen weder in einem nennenswerten Umfang zu einem Investitionsstau, noch zu Produktionseinschränkungen oder Standort​verlagerungen. Umweltschutz gefährdet weder die internationale Wettbewerbsfähigkeit noch die Arbeitsplätze.

Bereits 1994 veröffentlichte das Umweltbundesamt eine Broschüre, die auf einer Studie der renommierten Wirtschaftsinstitute RWI und DIW über "Umweltschutz und Industriestandort" basierte, mit folgen​dem Ergebnis: "Die Umweltpolitik belastet die deutsche Wirtschaft nur vergleichsweise gering. Bei umweltintensiv produzierten Gütern ist Deutschland Exportweltmeister. Umweltpolitik stimuliert die Wirtschaft und macht den Umweltschutz zum Wirtschaftsfaktor. 4000 Unterneh​men der Umwelttechnik (Anfang der 80er Jahre nur 1000) setzen 26 Mrd. DM um. Bei allen Patentanmeldungen für Umwelttechnik ent​fielen 1985 bis 1988 30% auf die Bundesrepublik. Hohe Umweltstan​dards sind die Standortvorteile von morgen". 

Im Jahre 1996 kamen die Umweltminister der OECD ebenfalls zu dem Ergebnis, dass Umweltschutzanforderungen keine erkennbaren Standortverlagerungen der Industrie in Länder mit geringeren Um​weltstandards auslösen.

Hohe Umweltstandards sind die Voraussetzung für Produkt- und Pro​duktionsprozessinnovation sowie die Marktchancen und Arbeitsplätze der Zukunft.

Das Jobkillerargument:
Trotz besseren Wissens wird immer noch oftmals von der Wirtschaft die Umweltpolitik als Jobkiller dargestellt, um eine aktive Umweltpolitik zu verhindern. Heute wissen wir, dass vor allem unterlassener Um​weltschutz die Arbeitsplätze der Arbeitnehmer bedroht. Insbesondere in den neuen Bundesländern hat sich dies leider viel zu häufig bestä​tigt. Ein Eigeninteresse der Unternehmen an mehr Umweltschutz gibt es nicht, solange die Umweltverschmutzung billiger ist als der Um​weltschutz. Dies zeigt, dass der Erlass von Umweltgesetzen und Ver​ordnungen sowie der Einsatz von marktwirtschaftlichen Instrumenten der Umweltpolitik, zu steigenden Umweltschutzinvestitionen geführt hat. Diese Investitionen haben die Umwelt entlastet, die Ressourcen- und Energieeffizienz sowie die Produkt- und Produktionsprozessinno​vation gesteigert und im erheblichen Umfang positive Beschäfti​gungseffekte bewirkt.

Die Umweltinvestitionen:
Untersuchungen des ifo-Institutes für Wirtschaftsforschung haben deutlich gemacht, aktive staatliche Umweltpolitik führt zu technologi​schen Entwicklungen. Sie führt auch zum Entstehen einer nationalen Umweltschutzindustrie und zu neuen zukunftssicheren Arbeitsplätzen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes weisen die Umwelt​schutzausgaben bis 1992 eine ständig steigende Tendenz aus.

Die Zahl der Beschäftigten im Umweltschutz weist lt. BMU/UBA-Stu​dien (1998) bis 1994 eine steigende Tendenz auf. 1975 belief sich die Zahl der direkt oder indirekt durch Umweltschutz beschäftigten Ar​beitnehmer auf über 200.000. Bereits 1984 verwalteten, entsorgten, klärten, konstruierten und bauten mehr als 400.000 Arbeitnehmer für eine saubere Umwelt. Bereits 1994 füllt der Umweltschutz direkt oder indirekt rd. 1 Million Arbeitnehmern die Lohntüte allein in der Bundes​republik Deutschland, wie die Auftragsstudie von DIW, ifo, IWH, RWI des Bundesumweltministeriums 1996 bestätigt. Nach einer Untersu​chung im Auftrag der Europäischen Kommission (ifo-Schnelldienst 13/98) hatte der europäische Umweltschutzmarkt 1994 ein Volumen von rd. 170 Mrd. DM. Über ein Drittel (35% des Marktvolumens) ent​fiel mit rd. 61 Mrd. DM auf Deutschland. Dies bedeutet eine starke Stellung Deutschlands auf dem europäischen Umweltschutzmarkt. Die OECD schätzt das Weltmarktpotential im Umweltschutz auf etwa 480 Mrd. DM im Jahre 2000. 

Gegenwärtig entfallen noch rd. 90% des Weltmarktes auf additive oder nachgeschaltete Umweltschutztechniken, wie vom Bundesum​weltministerium in der Zeitschrift "Wir und unsere Umwelt", 2/98, veröffentlicht wurde. Der Anteil der additiven Umwelttechnologien am Welt-Umweltmarkt wird nach den Prognosen der Helmut Kaiser Un​ternehmensberatung im Jahre 2005 noch weitaus größer sein. Auch wenn die integrierten Verfahren, d.h., die wohl ökoeffizientesten heute unter den Umwelttechnologien bislang nur eine sehr geringe Rolle spielen, gibt es hier in den nächsten Jahren Wachstumspotentiale. Diese Zahlen deuten unzweifelhaft auf gute Exportchancen von Um​welttechnologien aus der Bundesrepublik Deutschland hin, die natio​nal positive Beschäftigungseffekte bedeuten.

Die Umweltarbeitsplätze:
Die rd. 1 Million Beschäftigten sind in den Bereichen Luftreinhaltung, Gewässerschutz, Abwasserbehandlung, Natur- und Artenschutz, Bo​denschutz, Altlastensanierung, Lärmschutz sowie Schutz vor Strah​lung und Gefahrstoffen tätig. Die Wirtschaftsforschungsinstitute nah​men bei ihrer Studie eine sehr enge Abgrenzung des Umweltschutz​sektors vor und wandten zudem eine vorsichtige Schätzmethode an, so dass sie ihre Resultate als Untergrenze der tatsächlichen positiven Beschäftigungseffekte von Umweltschutzmaßnahmen interpretieren.

Unmittelbar im Umweltschutz sind 508.000 Personen oder rd. 53% tätig: Beispielsweise in Planungs-, Verwaltungs- und Vollzugsbehör​den, in der Abwasser- und Abfallbeseitigung, im Natur- und Land​schaftsschutz, als Umweltberater oder ‑beauftragter. Mit der Produk​tion von Umweltschutzgütern oder dem Angebot von Umweltschutz​leistungen - beispielsweise Filteranlagen, Klärwerkstechnik - sind 448.000 Beschäftigte oder 47% direkt oder indirekt befaßt. Diese Ar​beitsplätze sind im weitesten Sinne der Umwelttechnik Industrie und deren Zulieferern zuzurechnen. Innerhalb des produzierenden Ge​werbes sind die umweltschutzinduzierten Arbeitsplätze insbesondere im Sektor Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau (108.000) und im Baugewerbe (91.000) angesiedelt.

Die rd. 1 Million Beschäftigten, die in Deutschland 1994 im Umwelt​schutz tätig waren, entsprechen 2,7% aller Erwerbstätigen, dies ent​spricht in etwa der Zahl der Beschäftigten im Straßenfahrzeugbau. Die Studie hat gleichzeitig auch bestätigt, dass der Umweltsektor im Vergleich zur gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungsentwicklung überdurchschnittliche Zuwachsraten aufwies.

Viele umweltrelevante Arbeitsplätze sind in den Zahlen des Umwelt​bundesamtes gar nicht enthalten, weil sie nach dem Umwelt-Statistik​gesetz gar nicht erhoben werden, so die gemeinsame Studie von ÖTV und BUND zum Thema "Umwelt und Arbeitsplätze in Deutsch​land" vom Juli 1998. Dies gilt beispielsweise für die bereits vorhande​nen Arbeitsplätze in der Energiebranche und bei der dezentralen Nut​zung erneuerbarer Energien. Nach Berechnungen der IG BAU auch beim ökologischen Landbau. Hierdurch würden noch einmal rd. 500.000 Arbeitsplätze hinzukommen. Nach Berechnungen des Saar-Lor-Lux-Umweltzentrums hängen allein rd. 930.000 deutsche Ar​beitsplätze im Handwerk am Umweltschutz. Auch diese sind in den Aufstellungen des Umweltbundesamtes und der deutschen Statistik nur unzureichend, weil unsystematisch erfaßt.

D.
Trendumkehr für ökologische Modernisierung
Aktive staatliche Umweltpolitik hat bis zu Beginn der 90er Jahre zu steigenden Umweltinvestitionen, steigender Beschäftigung und zum einem Spitzenplatz im Bereich des Exports von Umwelttechnologien geführt. An diese Entwicklung gilt es wieder anzuschließen.

Die im Oktober 1998 veröffentlichten Umweltdaten des Statistischen Bundesamtes und des Umweltbundesamtes deuten darauf hin, dass sich der alte positive Trend bei den Umweltinvestitionen negativ ver​ändert und dass damit auch eine weitere positive Entwicklung der Be​schäftigung im Umweltbereich in Frage gestellt wird. Die Umweltin​vestitionen (AL) des Staates und des produzierenden Gewerbes nehmen im Zeitraum von 1992 bis 1995 um rd. 5 Mrd. DM ab.

Die aktuellen Zahlen zur Entwicklung von Umweltinvestitionen und dem Export von Umwelttechnologien offenbaren die Ergebnisse von Deregulierungspolitik und des Abbaus von Umweltstandards der ver​gangenen Jahre. Dieser negative Trend muss dringend von der neuen Bundesregierung durch eine aktive staatliche Umweltpolitik umgekehrt werden.

Selbst der Sachverständigenrat für Umweltfragen hatte bereits die damalige Bundesregierung vor einer zukunftsgefährdenden Vernach​lässigung des Umweltschutzes gewarnt und die Politiker dringend zu verstärktem Handeln aufgefordert. Nach Auffassung des Sachver​ständigenrates dürfe es trotz aller derzeitigen wirtschaftlichen und sozialen Probleme keine Atempause in der Umweltpolitik geben. Ein hohes Umweltschutzniveau würde sich auf Dauer als Vorteil für den Wirtschaftsstandort Deutschland herausstellen, so das damalige Urteil des Sachverständigenrates für Umweltfragen.

Der Vorsitzende der Umweltkommission des Bundesverbandes der mittelständischen Wirtschaft, Herr Menke-Glückert, hat im Oktober 1998 auf den Umwelttagen der mittelständischen Wirtschaft die ak​tuellen Berechnungen der Unternehmensberatung Kaiser zum Export von Umwelttechnologien vorgetragen und dabei festgestellt, dass sich der ehemalige Exportweltmeister Deutschland im Bereich des Exports von Umwelttechnologien auf dem absteigenden Ast befinde. USA und Japan hätten Deutschland bereits überholt und die restlichen Länder hätten ihr Marktvolumen von 40 auf 44% vergrößert.

Die Exportchancen für Umwelttechnik und ‑dienstleistungen sowie die Beschäftigungspotentiale müssen aber nicht nur im Hinblick auf den Weltmarkt durch internationale Umweltmindeststandards auf hohem Umweltschutzniveau verbessert, sondern auch durch ein hohes Um​weltschutzniveau auf europäischer Ebene, das sich am Stand der Technik orientiert, verfestigt und für den europäischen Binnenmarkt gestärkt werden. Dabei sind auch die osteuropäischen Länder mit ihrem zukünftigen Umweltschutzinvestitionsbedarf zu beachten, die einen Anschluss an die Europäische Union suchen. Allein die Erfül​lung der derzeit geltenden Vorschriften der EU im Umweltbereich (Acquis) erfordert laut EU-Umweltkommissarin Bjerregaard rd. 200 Mrd. DM an Umweltinvestitionen.

Erheblicher Handlungsbedarf besteht auch im Bereich der nationalen Umweltpolitik, der zusammen mit den bekannten Vollzugsdefiziten erhebliche Umweltschutzinvestitionen erforderlich macht und damit auch zum Aufbau ökologisch sinnvoller und zukunftsfähiger Arbeits​plätze und zur ökologischen Modernisierung der Wirtschaft im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung beiträgt.

E.
Erforderliche Rahmenbedingungen für Arbeit und Umwelt
Die ökologische Modernisierung der Wirtschaft und die Schaffung zu​kunftsfähiger Arbeitsplätze ist mit Hilfe einer sozial-ökologischen Re​formstrategie umzusetzen. Dabei muss der Staat die notwendigen umweltpolitischen Rahmenbedingungen setzen, deren Umsetzung garantieren und deren Einhaltung überwachen. Denn die Unterneh​men können freiwillig nicht mehr tun, als ihre Mitwettbewerber - mit denen sie in Konkurrenz stehen - verpflichtet sind.

Die nationale Umweltpolitik bzw. das Umweltrecht ist stärker am Vor​sorgeprinzip zu orientieren und auf den aktuellen Stand der Technik hin zu überprüfen (Luftreinhaltung, Abfallvermeidung und ‑entsorgung und Gewässerschutz). Auf der europäischen Ebene sind die Umwelt​standards auf Basis von BAT (Beste verfügbare Technik) zu harmo​nisieren, um ökologische Wettbewerbsverzerrungen zum Nachteil deutscher Unternehmen in Europa zu vermeiden. Auf internationaler Ebene sind die Umweltstandards auf hohem Umweltschutzniveau zu harmonisieren und durch bilaterale Zusammenarbeit und multilaterale Abkommen zu ergänzen.

Zusätzlich zu einem strengen Umweltrecht müssen die Lenkungsef​fekte von marktwirtschaftlichen Instrumenten der Umweltpolitik ge​nutzt werden, um den Unternehmen einen ökonomischen Anreiz zum ökologisch richtigen Verhalten zu geben. Umweltabgaben in der rich​tigen Höhe und Umwelthaftpflichtversicherungsprämien, die an den Risiken ausgerichtet sind, können diesen ökonomischen Anreiz ge​ben. Eine Schadstoffverringerung führt zu Abgabenentlastung, eine Risikominimierung zur Absenkung der Versicherungsprämien.

Zusätzliche Anreize können durch ein strengeres Umwelthaftungs​recht, ein verschärftes Umweltstrafrecht und eine wirksame Verfol​gung der Umweltkriminalität gesetzt werden.

Erforderlich ist die Weiterentwicklung der sozial-ökologischen Steuer​reform, die den Umweltverbrauch verteuert und den Faktor Arbeit verbilligt.

Damit die erforderlichen Umweltschutzinvestitionen auch im erforder​lichen Umfang getätigt werden und damit auch mehr Arbeitsplätze im Umweltbereich entstehen, ist die Einhaltung des Umweltrechtes und die Lenkungswirkung von marktwirtschaftlichen Instrumenten ent​sprechend zu überwachen und kontrollieren. Dies erfordert den Ab​bau von Vollzugsdefiziten und die Beschleunigung von Genehmi​gungsverfahren durch personelle und sachlich bessere Ausstattung der Vollzugsbehörden.

Freiwillige Selbstverpflichtungen, die mehr Umweltleistungen erbrin​gen als der Gesetzgeber fordert, sollten zusätzlich zum Einsatz kom​men, wenn sie demokratisch ausgehandelt, rechtsverbindlich umge​setzt und kontrolliert werden sowie mit Sanktionen bei Nichteinhaltung ausgestattet sind.

Die umweltorientierte Unternehmensführung soll durch Öko-Audit, Öko-Bilanzen und Umweltzeichen gestärkt werden.

Das gesamte Umweltrecht ist in einem einheitlichen Umweltgesetz​buch mit der Maßgabe eines medienübergreifenden und integrativen Umweltschutzes zusammenzufassen. Zur Verbesserung des betrieb​lichen Umweltschutzes sind auch Informationsrechte und Beteiligung​srechte der Arbeitnehmer und ihrer Vertreter einzuführen.

Ergänzend müssen auch förderpolitische Instrumente die ökologische Modernisierungs- und Innovationsstrategie unterstützen. Dazu gehö​ren die Förderung von Forschung und Entwicklung, Förderung von Umweltinstitutionen und Förderung von Information und Beratung.

Darüber hinaus ist die Beteiligung der Arbeitnehmer und ihrer Ge​werkschaften als ein wichtiger Bestandteil der Nachhaltigen Entwick​lung (Agenda 21) in die Praxis umzusetzen. Dies gilt für die Beteili​gung bei Umweltrechtsetzung bis hin zum Umweltschutz im Betrieb. Dies erfordert Beteiligungsrechte, Informationsrechte und Qualifizie​rung.

F.
Vorschläge umweltpolitischer Maßnahmen, die zu mehr Investitionen und Beschäftigung führen:

1.
Gewässerschutz
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Ökologische Modernisierung ist für Unternehmen, die mit 10‑, 20‑, 30‑Jahre alten Einleitungsgenehmigungen produzie​ren, erforderlich. Diese Produktion entspricht nicht dem Stand der Technik. Die letzte Anpassung an den Stand der Technik hat vor 12 Jahren mit der WHG-Novelle 1986 statt​gefunden. Bei der WHG-Novelle 1996 wurden bestehende Umweltstandards verschlechtert. Das Umweltniveau wurde auf die wirtschaftlich vertretbare Anwendung des Standes der Technik abgesenkt. Damit wurde der Gewässerschutz auf das Niveau der 70er Jahre zurückgefahren. Deshalb ist auch hier erheblicher Umweltinvestitionsbedarf zum Schutz der Gewässer und des Trinkwassers aufgelaufen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Sanierungsmaßnahmen in den Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsnetzen (verursachergerechte Finanzie​rung über die Abwasserabgabe)

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Maßnahmen zur Wassereinsparung, Regenwassernutzung und Wasserversickerung/Entsiegelung. (Einrichtung entspre​chender Förderprogramme zur Wassereinsparung und Re​genwassernutzung sowie Anreize zur Entsiegelung)

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Maßnahmen zur Sicherung der Trinkwasserversorgung

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Investitionen, die durch das Wasserhaushalts- bzw. Abwas​serabgabengesetz (Aktualisierung des Standes der Technik) eingeleitet werden

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Ausbau umweltschonender Wasserversorgung, deren Schutz sowie die Förderung rationeller Wasserverwendung

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung von neuen Formen der Wassernutzung in Betrie​ben (Brauchwassersysteme, Kälteanlagen, Kreislaufführung)

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Vorsorgemaßnahmen zur Verbesserung des Hochwasser​schutzes. Durch Erhaltung natürlicher Überschwemmungs​gebiete und der Erhalt bzw. die Renaturierung natürlicher und naturnaher Gewässer. Ausweisung von Überschwem​mungsgebieten und Maßnahmen, die zum Rückhalt, zur Versickerung und zur Verzögerung des Abflusses von Nie​derschlagswasser beitragen, wie z.B. bodenschonende Forst- und Landwirtschaft, die Entsiegelung von Flächen und Maßnahmen zur Regenwasserrückhaltung.

2.
Luftreinhaltung
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Investitionen zur Verbesserung der Luftqualität, die sich aus der Novellierung der TA-Luft (Aktualisierung des Standes der Technik) ergeben.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
EU-weite Festlegung von Immissionsgrenzwerten für cance​rogene Luftschadstoffe wie Benzol, PAH, Cadmium, Arsen, Nickel sowie für Feinpartikel wie Ruß.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Verschärfung der EU-Richtlinie für Großfeuerungsanlagen, einschließlich eines Altanlagensanierungsprogrammes sowie Verbesserung der Staubabscheidung in den übrigen statio​nären Anlagen.
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung von Versuchen, Produktionsprozesse mit vermin​derten Schadstoffpotentialen anzuregen und soweit möglich Schadstoffe aus Produktionsprozessen und Produkten zu eliminieren.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Um die Luftverschmutzung insbesondere in den Ballungs​räumen zu reduzieren, sind Rahmenbedingungen zu setzen, um fortschrittlichen Technologien des "sauberen Antriebs", wie z.B. E-Mobil, Brennstoffzelle, Hybridauto, Dreiliterauto, Nullliterauto (Pressluftantrieb), Erdgasantrieb, Wasserstoff​antrieb, zum Durchbruch und zur stärkeren Anwendung in der Praxis zu verhelfen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Verbesserung der Logistik im Schienenverkehr und Verlage​rung der Schwertransporte von der Straße auf die Schiene.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Reduktion verkehrsbedingter Emissionen durch:

-
Investitionen in den öffentlichen Verkehr zur Erweiterung des Angebots und Steigerung von Qualität und Effizienz der Dienstleistung,

-
den Einsatz von Telematiksystemen zur Verstetigung und Steuerung der Verkehrsflüsse,

-
eine ehrgeizige und verbindliche europäische Strategie der Verschärfung von Emissionsgrenzwerten für alle Ver​kehrsträger (z.B. Verschärfung der Grenzwerte durch Eu​ro III und IV bei PKW und Nutzfahrzeugen) und der Ver​besserung der Kraftstoffqualität (z.B. Verringerung des Schwefelgehaltes von Diesel und Herabsetzung des Ben​zolgehaltes von Benzin), die Unternehmen in der Umstel​lung auf umweltfreundliche Produkte bestärkt.

3.
Abfall/Kreislaufwirtschaft
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Ausbau der Abfallvermeidung sowie umweltverträglicher Verwertung und Beseitigung, durch Umsetzung des Kreis​laufwirtschafts- und Abfallgesetzes mit dem Ziel der Stärkung der Produktverantwortung der Hersteller. Hierdurch ist der Aufbau von Stoffkreisläufen in der industriellen Produktion und die ökologische Gestaltung von Produkten zu fördern.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Allein bei einer rechtsverbindlichen Umsetzung der Altauto​verordnung auf Grundlage einer eindeutig geregelten Pro​duktverantwortung des Herstellers und Einbeziehung aller Altautos ohne Altersbegrenzung wäre mit ca. 30.000 Ar​beitsplätzen im Recycling, in Anlagen zur Wiederverwendung und Wiederverwertung, Demontage etc. zu rechnen. (Quelle: Arbeitsgemeinschaft Deutscher Autorecyclingbetriebe, ada, "Autorecycling in Deutschland" vom 25. Juni 1996)  Rechtsverbindliche Umsetzung und kostenlose Rücknahme aller Altautos durch den Hersteller muss Grundlage der Altautoverordnung werden.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Rechtsverbindliche Umsetzung einer breit angelegten Elek​tronikschrottverordnung (weiße und braune Ware). Hierdurch würden sich einer Studie des SCI vom Februar 1994 zufolge bei einem jährlichen Elektronikschrottaufkommen von 150.000 Tonnen in den alten Bundesländern - je nach Fir​menkonzept - zwischen 2.000 und 43.000 Arbeitsplätze schaffen lassen. Bundesdurchschnittlich etwa 9.000 Arbeits​plätze allein im Demontagebereich. (Quelle: Umweltschutz und Ar​beitsplätze, IG Metall 1996)
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Ausdehnung der Produktverantwortung und der Rücknah​mepflichten nach § 22 KrW-/AbfG auf weitere Bereiche, z.B. Elektronikschrott, Leuchtmittel, Möbel, Baustoffteile u.ä.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Novellierung der Verpackungsverordnung mit dem Ziel, öko​logisch und ökonomisch sinnvolle Stoffkreisläufe auf- und auszubauen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Überprüfung und Änderung der Normung im Produktbereich im Sinne eines verstärkten Einsatzes von Recyclingmateria​lien (Down-Cycling innerhalb der Kreislaufwirtschaft minimie​ren).

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Um den derzeitig existierenden Graubereich zwischen Abfall​verwertung und Abfallbeseitigung in geordnete Bahnen zu lenken, ist es erforderlich, eine klare und eindeutige Definiti​on von Abfällen zur Verwertung und Abfällen zur Beseitigung vorzunehmen (einschließlich kompatibler EU-Regelung).

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Sanierung der Altlasten, um vor allem Gefährdungen für das Grundwasser abzuwenden. Hierbei handelt es sich um Altab​lagerungen (z.B. alte Deponien), kontaminierte Standorte (z.B. verseuchte Betriebsgelände) und Kriegsfolgelasten (z.B. abgelagerte Kampfstoffe).

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Einrichtung eines Altlastensanierungsfonds der im wesentli​chen von den Verursachern aus der Wirtschaft finanziert wird. Dieser Altlastensanierungsfonds würde nicht nur zum Boden- und Trinkwasserschutz, sondern auch in erheblichem Maße zur Beschäftigung beitragen. Bisher scheitert in vielen Fällen die Sanierung an der Finanzierung. 

4.
Klimaschutz und Energieeinsatz


(Umsetzung des nationalen CO2-Minderungs-Ziels (minus 25% bis 2005 auf der Basis von 1990) sowie der europäischen und internationalen Reduktionsziele.)


Weiterentwicklung der ökologischen Steuerreform und Einführung einer Energiesteuer auf EU-Ebene

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Die erste Stufe der ökologischen Steuerreform ist als wichti​ger erster Einstieg für eine strategische Weichenstellung in Richtung einer sozial-ökologischen Steuerpolitik zu sehen. Die Marktteilnehmer müssen langfristig damit rechnen kön​nen, dass die Steuern auf Energie ansteigen und die Sozial​versicherungsbeiträge sinken. Um zukünftig eine ökologische Lenkungswirkung zu erreichen, muss die weitere, stufenwei​se Umsetzung der ökologischen Steuerreform in verläss​lichen Planungsschritten erfolgen. Strom aus erneuerbaren Energien muß zukünftig aus der Stromsteuer ausgenommen werden. Weitere Stufen der Energiebesteuerung sind, wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, nach europaweiter Koordinie​rung vorzunehmen.

Neufassung der Energierechtsnovelle
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Die deutsche Energierechtsnovelle muß umfassend novelliert werden, um den vorherrschenden Preiswettbewerb in einen Wettbewerb um die Qualität der Energieversorgung umzu​wandeln. Dabei ist eine verläßliche Regelung für die Einspei​sung von Strom aus KWK und aus erneuerbaren Energien vorzusehen, damit diese umwelt- und klimaverträglichen Energien nicht länger durch den Wettbewerb behindert wer​den mit der Tendenz zur Eliminierung, sondern vielmehr ge​fördert werden, wie zur Erreichung der umwelt- und klimapo​litischen Ziele auch der neuen Bundesregierung unbedingt erforderlich. Geeignet hierfür erscheint auch die Festlegung von Quoten für Strom aus KWK bzw. einzelnen erneuerbaren Energien in einem novellierten Stromeinspeisungsgesetz. Nach der EU-RL Strom ist die Festlegung von Quoten bis 20% erlaubt.

Integrierte Ressourcenplanung

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Das Prinzip der Integrierten Ressourcenplanung muß als ver​bindliches Planungsprinzip für alle EVU festgelegt werden (z.B. durch Contracting, least cost planning und demand side management). Danach müssen Energieeinsparinvestitionen solange Vorrang vor Neubauinvestitionen erhalten, bis sie nachweislich weniger wirtschaftlich sind.


Senkung von Verbrauchsstandards

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Die Verbrauchsstandards von Haushaltsgeräten, Klimaanla​gen, Bürotechnik, Heizkessel und Kraftfahrzeugen sollten, orientiert an den jeweils marktbesten Ausführungen (Stand der Technik), dynamisch gesenkt werden.

Reduzierung des Energiebedarfs im Gebäudebereich

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Für das Heizen der Wohnung und die Warmwasserbereitung verbraucht jeder Haushalt fast vier Fünftel seines Energiebe​darfs. Verschiedene Studien zeigen, daß sich allein im Alt​baubestand der Energiebedarf um bis zu 80% senken läßt.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Energetische Sanierung des Altbauwohnungsbestandes, um wichtige Energieeinsparpotentiale im Gebäudebereich aus​zuschöpfen (Wärmeisolierung, Keller, Wände, Dach und Fenster). Notwendig ist ein 1-Million-Häuser-Programm der Bundesregierung bis 2002, das die umfassende energetische Sanierung von Altbauten fördert. Dabei sollten ambitionierte Förderungskriterien gewählt werden, darunter die Erreichung des Niedrigenergiestandards und der Einbau innovativer Er​zeugungsanlagen wie kleine Blockheizkraftwerke, Brenn​stoffzellen oder erneuerbare Energien.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Verschärfung der Wärmeschutzverordnung 
. Bei der mög​lichen Umlegung von Wärmedämminvestitionen auf den Mie​ter muss eine Mieterhöhung dem Einsparpotential bei den Nebenkosten entsprechen. Gleiche gesetzliche Regelungen bei Investitionsmaßnahmen durch den Mieter selbst, wobei dieser zusätzlich einen Kündigungsschutz von 10 Jahren (etwa Höhe der Amortisationskosten) erhalten soll. Eine Un​terstützung dieser Investitionsmaßnahmen wären z. B. kom​munale Wärmespiegel analog zu kommunalen Mietspiegeln.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Steuerliche Förderung, Investitionszulagen und Förderpro​gramme können erhebliche Beschäftigungseffekte bewirken im Bereich der modernen Heizungstechnik (z.B. Herstellung und Einbau von Brennwertgeräten) sowie beim Bau- und Ausbaugewerbe hinsichtlich Wärmedämm-Maßnahmen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Ausbau des vom Zentralverband des Deutschen Handwerks begrüßten CO2-Minderungs-Programmes für den Wohnungs​bestand vom 1. Januar 1996 mit einem jährlichen Förder-Kreditrahmen von 1 Mrd. DM. Die Kreditanstalt für Wieder​aufbau will das Programm mit einem Kreditvolumen von zu​sätzlich 2 Mrd. DM fortführen. Bislang sind 76% der Förder​mittel für Wärmedämm-Maßnahmen und 24% für die Instal​lation von Brennwertkesseln eingesetzt worden. Es ist laut Bundesregierung auf 5 Jahre angelegt und soll 18.000 bis 20.000 Arbeitsplätze im Bau- und Installationshandwerk so​wie Zulieferunternehmen pro Förderjahr erbringen.

Energieeinsparverordnung mit Niedrigenergiehaus​standard

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Die Wärmeschutzverordnung und die Heizungsanlagenver​ordnung sind mit dem Ziel zu novellieren, für Neubauten den Standard von Niedrigenergiehäusern sofort verbindlich vor​zuschreiben. Der vorliegende Entwurf zu einer Energieein​sparverordnung ist mit dem Ziel der Festschreibung des Niedrigenergiehausstandards für alle Neubauten zu verwirk​lichen. Langfristiges Ziel sollte das Minimalenergiehaus wer​den. Für Altbauten sollte eine Vorschrift aufgenommen wer​den, die im Falle einer Gebäudesanierung als Ziel annähernd Neubauzustand anstrebt. Dies ist durch Anreiz- und Förder​programme zu unterstützen.

Novellierung der Wärmeschutzverordnung

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Einführung des Wärmebedarfsausweises auch für den Ge​bäudebestand.

Novellierung des Bundesbaugesetzbuches
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Verbesserung des kommunalen Klimaschutzes bei der Pla​nung von Neubaugebieten und Nutzung von Brachflächen.

Förderung der effizienteren Energieumwandlung

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Durch Förderung und Anreizsysteme ist die Energieeffizienz bei der Umwandlung in Strom und Wärme, durch verbesserte Kraftwerkstechnologie mit höherem Wirkungsgrad, dezentra​le Gas- und Dampfturbinenkraftwerke und Kraft-Wärme-Kopplung, zu steigern. Unbedingt erforderlich ist eine klare Regelung für Strom aus KWK im liberalisierten Markt. Eine jährlich steigende Quote für Strom aus KWK im Strommix sollte festgelegt werden.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung der Kraft-Wärme-Kälte-Kopplung. Durch Techni​ken, wie Absorptionskälteanlagen, besteht die Möglichkeit aus der Wärme gleichzeitig auch Kälte zu Kühlzwecken her​zustellen. In Produktionsbetrieben bzw. Industrie- und Ge​werbegebieten besteht oft neben dem Bedarf an Raum- und Prozesswärme ein Kältebedarf. Durch die Einbeziehung von Kälteanlagen ist ein großes Potential zur Energieeffizienz gegeben.


Förderung erneuerbarer Energien sowie nachwachsende Rohstoffe

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Massive Förderung der Markteinführung der erneuerbaren Energien, um das Ziel des Weißbuches der EG-Kommission zu erneuerbaren Energien zu erreichen, das die Verdoppe​lung des Anteils der erneuerbaren Energien an der europäi​schen Endenergieversorgung auf 12% bis 2010 vorsieht (die EU-Kommission schätzt in diesem Zusammenhang das Ar​beitsplatzpotential auf 500.000).


Hierbei ist im Rahmen der umfassenden Novellierung des Energiewirtschaftsrechts (s.o.) eine grundlegende Neuord​nung der Förderung vorzunehmen. Das bisherige Stromein​speisungsgesetz hat sich bei der Markteinführung der erneu​erbaren Energien nur teilweise bewährt, vor allem bei der Windenergie. Andere Energien wurden nicht ausreichend gefördert. Außerdem müssen einseitige Belastungen von EVU im Wettbewerbsmarkt korrigiert werden. Zukünftig ist si​cherzustellen, daß die Markteinführung aller zur Verfügung stehenden erneuerbaren Energien (Wind- und Wasserkraft, Biomasse, Geothermie, Solarthermie, Photovoltaik) ange​messen gefördert wird und alle EVU gleichmäßig in die Be​zuschussung dieser Energieträger einbezogen werden, auch um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Zu prüfen sind insbesondere Instrumente zur Förderung der Photovoltaik, wie z.B. die kostendeckende Vergütung.


Es wird ein eigenständiger Markt für Strom aus erneuerbaren Energien, mit jährlich ansteigender Quote, festgelegt. Die Höhe der Quote wird an das Ziel gekoppelt, den Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung bis 2010 zu verdoppeln.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung der solaren (photovoltaische und solarthermische) Stromerzeugung durch Unterstützung von deutschen Pilot​projekten in den Ländern des Sonnengürtels (Nordafrika, Spanien etc.).

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung der Photovoltaik
 durch konsequente Öffentlich​keitsarbeit für das 100.000-Dächer-Programm und weitere Förderung der Windenergie (Quelle: Nationalbericht von BUND und ÖTV "Umwelt und Arbeitsplätze in Deutschland: Energie und Klimaschutz, Land- und Forstwirtschaft" Freiburg/Stuttgart 1998). Für die Photovoltaik ist zusätz​lich ein ausreichend dotiertes Schwerpunkt-Forschungspro​gramm erforderlich, um auch neue technische Konzepte zu erproben und die Erreichung der Wirtschaftlichkeitsphase zu beschleunigen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung der Solarthermie. Eine wirksame Förderung könnte darin bestehen, parallel zum beschlossenen 100.000-Dächer-Programm für Photovoltaik auch ein solches Pro​gramm für solare Wärmekollektoren aufzulegen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung und Ausbau der Biomassenutzung. Biomasse​heizkraftwerke mit einem Nahwärmenetz sind besonders zu begünstigen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung und Ausweitung der Forschung und Anwendung der Geothermie.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung und Ausweitung der Forschung und Anwendung kleiner Wasserkraftanlagen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung und Ausweitung der Forschung mit Anwendung von nachwachsenden Rohstoffen aus der Land- und Forst​wirtschaft.

5.
Export von Umwelttechnologien
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Das zunehmende Marktvolumen für Umwelttechnologien (einschließlich regenerativer Energietechniken) muss welt​weit, im europäischen Binnenmarkt und in den osteuropäi​schen EU-Beitrittsländern, durch die Setzung von Umwelt​standards auf hohem Niveau gestärkt und verfestigt sowie vor allem für die produzierende Umwelttechnologieindustrie und für Umweltdienstleister besser erschlossen und genutzt werden. Der für Deutschland abnehmende Weltmarktanteil beim Export von Umwelttechnologien erfordert Maßnahmen, die eine Trendumkehr einleiten.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Befristete Markteinführungshilfen für fortschrittlichen Umwelt​technologien, integrierte Umwelttechnologien und Verfahren zur rationellen Energieverwendung

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Ausbau der Aktivitäten des Internationalen Transferzentrums für Umwelttechnik (ITUT) in Leipzig, um die Exporthemmnis​se bei mittelständischen Unternehmen abzubauen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Aufbau von Fachpersonal für Umwelttechnologieexport in den Förderinstitutionen, um gezielt den Transfer von Produk​ten und Dienstleistungen zu unterstützen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten der Umweltarea​manager in den Auslandshandelskammern.

6.
Förderung des Bodenschutzes und Naturschutzes

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Investitionen und Maßnahmen zur Verringerung der Umwelt​belastungen aus der Landwirtschaft

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Investitionen und Maßnahmen zum Schutz der natürlichen Lebensbedingungen von Tieren und Pflanzen und zur Erhal​tung ihrer Artenvielfalt

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung des Umwelt- und Naturschutzes im landwirt​schaftlichen Bereich

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung der ökologischen Landwirtschaft in der EU.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Die Förderung des Naturschutzes und die damit einherge​hende Ausweisung von Großschutzgebieten (u.a. National​parks) in geeigneten Naturräumen sichert Arbeitsplätze in Land- und Forstwirtschaft. Die vielfältigen Naturschutzaufga​ben bieten neue Beschäftigungsmöglichkeiten. Beispiele: Land- und Forstwirte als Natur- und Landschaftspfleger, Ranger als Bindeglied zwischen Besucher und Nationalpark​verwaltung. Die Nationalparkverwaltungen bspw. sind in den entsprechenden Regionen bedeutende Arbeitgeber.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Großschutzgebiete stellen "strukturpolitisches Entwicklungs​pfand" dar: Als unmittelbarer Arbeitgeber im Natur- und Landschaftsschutz, als regionale Entwicklungschance im Natur- und Kulturtourismus und mittelbar als Imageträger für die Region.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Wiederaufforstungsmaßnahmen, um damit gleichzeitig auch die Kapazitäten zur Bindung von Kohlendioxid zu erhöhen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Investitionen zur Rekultivierung von Landschaften und der Wiederverwendung von alten Industrieflächen

7.
Abbau von Vollzugsdefiziten

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Der Abbau von Vollzugsdefiziten und die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren ist durch personelle und sach​lich bessere Ausstattung der Vollzugsbehörden zu gewähr​leisten. Die Finanzierung ist durch kostendeckende Geneh​migungsgebühren und Genehmigungsverfahrenskosten si​cherzustellen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Soweit möglich, sind auch durch personelle Umschichtungen innerhalb der zuständigen Behörden Vollzugsdefizite zu be​seitigen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Durch Vollzugsdefizite in der Umsetzung der Abfallbera​tungspflicht nach § 38 KrW-/AbfG ist bei den Entsorgungs​trägern ein Rückgang des Personals der Abfallberater fest​zustellen. Dieser Trend ist durch Abbau des Vollzugsdefitzes umzukehren. Derzeit sind nach Schätzungen der ÖTV ca. 10.000 - 15.000 Arbeitsplätze von Abfallberatern durch die Entsorgungsträger zu besetzen.

8.
Umweltbildung und Umweltforschung

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Integration von Umweltschutz und sozialer Kompetenz in den Ausbildungsprogrammen von Schulen, Berufsschulen, Fach​hochschulen und Universitäten.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Erweiterung der Qualifikation von Arbeitnehmern zur Wahr​nehmung und Stärkung der Interessen, im Rahmen der so​zialen Dimension der nachhaltigen Entwicklung (z.B. Lokale Agenda 21).

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Verstärkung der Kooperationsbeziehungen in Bildung und Forschung auf europäischer Ebene (Schwerpunkt Osteu​ropa).
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Stärkere Berücksichtigung der erneuerbaren Energien und der rationellen Energienutzung in den Lehrplänen der allge​meinen Ausbildung sowie in den Ausbildungsplänen der Energiefachberufe. Dieses gilt auch für die entsprechenden Handwerksberufe und die planenden Berufe sowie für die Fortbildung.
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Stärkere Umschulung in die neuen Arbeitsfelder der rationel​len Energienutzung und der erneuerbaren Energien.
SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Umstrukturierung der staatlichen Energie- und Forschungs​förderung mit dem Ziel, die Mittel auf rationelle Energienut​zung und erneuerbare Energien zu konzentrieren.
9.
Ökologische Finanzdienstleistungen

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Die volkswirtschaftliche Steuerungsfunktion von Kreditverga​bepraxis und Kapitalbereitstellung ist unbestritten. Insbeson​dere die Kreditrisikobewertung muss um ökologische Krite​rien erweitert werden. Die Selbstverpflichtung der Banken in der UNEP-Erklärung vom Mai 1997 ist in die Praxis umzu​setzen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Versicherungsleistungen und -prämien gehören auf den Prüfstand ihrer ökologischen Funktion bezüglich ihrer Wir​kung auf Ressourcenschonung. Die verschiedenen Ansätze, Prämien hinsichtlich ihrer Wirkung auf Stoffströme zu gestal​ten, müssen systematisiert und erweitert werden.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Die ökologische Diversifizierung von Finanzdienstleistungen setzt die Aneignung entsprechender Qualifikationen bei den betroffenen Beschäftigten voraus. Dies erfordert Qualifizie​rungsprogramme und entsprechend qualifizierte Arbeits​plätze.

10.
Förderung nachhaltiger Verbrauchsstrukturen und umweltverträglicher Produkte

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung nachhaltiger Konsummuster.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Stärkung von Eigeninitiative und Verantwortung der Ver​braucher durch verbesserte Information.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Ausbau des Umweltzeichens "Blauer Engel".

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Ausbau der Energieverbrauchskennzeichnung in Richtung "braune" (Unterhaltungselektronik) und "graue" (Informationstechnik) Ware.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Verknüpfung von ökologischen und sozialen Kriterien im Rahmen der Produktkennzeichnung.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Förderung der umweltfreundlichen Beschaffung im Rah​men einer Beschaffungsrichtlinie.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Verbesserung der Vermarktung regionaler Produkte.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 11 \h
Ausbau der Verbraucherberatung (u.a. durch bessere Fi​nanzausstattung).

�	Die IG Bauen-Agrar-Umwelt rechnet damit, dass allein mit der Verschärfung der jetzigen Wärmeschutzverordnung und der Kopplung von anstehenden Renovierungsarbeiten mit Wärmeschutzmaßnahmen, an die 80.000 Arbeitsplätze im Baugewerbe entstehen können.





�	Eine Langzeitstudie, die vom Institut für Solare Energiesysteme der Fraunhofer Gesellschaft für Greenpeace erstellt wurde, hat ein Förderprogramm für Photovoltaik und Windenergie zur Erreichung einer bestimmten Energieerzeugungsleistung entwickelt. Mit dem vorge�schlagenen Förderprogramm werden im Untersuchungszeitraum im Durchschnitt 21.200 zukunftssichere Arbeitsplätze geschaffen. Im Jahre 2010 erhalten dadurch insgesamt 30.000 Personen eine Arbeit. (Quelle: Literaturstudie der Hans-Böckler-Stiftung "Schafft Umweltschutz Beschäftigung?" Wuppertal/Düsseldorf 1998)
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